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I. Verm 'dnnmM und Enischeidnugen.
i.

(Befreiung mehrerer städtischer Bediensteter von der
Krankenversichernngspflicht . )

Entscheidungdes k. k. Venvaltuiigsgerichtshofes vom 6. April
1900, Z . 2387 (M .-Z. 87477/XVIII ) :

Im Ruinen Seiner Mngcstnt des Kaisers!
Der k. k. Verwaltnngsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k.

Senats -Präsidenten Grafen Bylandt , in Gegenwart der Räche des k. k.
Verwaltungsgeriätshofes Praxmarer , Tr . Haberer , Dr . Zistler und
Dr . Balko , dann des Schriftführers k. k. Bezirks Commissärs Freiherr » v.
Apfaltrern , über die Beschwerde der Gemeinde Wien gegen die Ent¬
scheidung des k. k. Ministeriums des Innern vom 5 . Öctober 1888,
Z . 80257 , betreffend die Befreiung mehrerer städtischer Bediensteter von der
Krankenversicherungspflicht , nach der am 6 . April 1900 dnrchgefühiten öffent¬
liche» mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages des
Referenten , sowie der Ausführungen des Dr . Ferdinand Czelechowsky,
Hof - und Gerichtsadvocaten in Wien , für die Beschwerde und des k. k.
Ministerial - Sccreiärs Victor Freiherrn v. Weiß für das belangte k. k.
Ministerium des Innern zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird theils als unbegründet , lheils als unzulässig
abgewies .-n.

E n tscheidu n gsgrü n de:
Das k. k. Ministerium des Innern hat mit der Entscheidung vom

5. October 1898 , Z . 30257 , dem Rccnrse der Stadtgemeinde Wien nos . der
Commission für Verlehrsanlagen gegen die Entscheidung der k. k. n .-ö.
Statthalterei vom 5. Mai 1898 , Z . 32114 , mit welcher unter Behebung des
Bescheides des Wiener Magistrates vom 28 . Februar 1898 , Z . 24580 , die
Befreiung einer Anzahl von bei der Wienflussreguliernng und bei dem Bane
der Sammelcanäle beschäftigten Bediensteten von der Krankenversicherungs-
Pflicht verweigert wurde , theilweise Folge gegeben , und den Bescheid des
Magistrates mit der Einschränkung wieder in Kraft gesetzt, dass die Befreiung
des Kanzlisten Johann Harns , des Bauzeichners Hermann Weinzierl , der
Banaufseher Maximilian Gradl Müller , Johann Nus , Franz Preidl,
Karl Horn und Anton Schwalb , der Figuranten Karl Lnck , Karl Neu¬

dörfer , Anton Widmann , Nikolaus Wenzel , Johann Muhr , Heinrich
Pitto , Joses Schmid , Neinhold Olbrich , Anton Wizdal  nnd des
Schreibers Josef Bauer  nicht bewilligt werde.

Gegen diese Entscheidung hat die Stadtgemeinde Wien die Beschwerde
an den Verwallnngsgerichtshof eingebracht , in welcher zunächst als ein Mangel
des Verfahrens der Umstand bezeichnet wird , dass in der Ministerial -Ent-
scheidung keinerlei Gründe angegeben seien.

Allein ein solcher Mangel des Verfahrens liegt nicht vor ; denn nach
Z 4 des Krankenversichernngsgesetzes sind die politischen Behörden lediglich
berechtigt , nicht aber verpflichtet , unter den dort angegebenen Voraussetzungen
die Befreiung von der Versichernngspflicht zu gewähren . Es hat daher die
Partei ein Recht ans diese Gewährung nicht ; dieselbe ist vielmehr in das
Ermessen der Behörde gestellt ; dementsprechend kann daher auch ein Anspruch
der Partei ans Bekanntgabe der für die Behörde maßgebend gewesenen
Gründe nicht anerkannt werden.

Ebensowenig kann behauptet werden , dass die Beschwerdeführerin durch
die Nichtbekauutgabe der in letzter Instanz maßgebend gewesenen Gründe in
ihrer Nechtsvertheidignng wesentlich behindert worden sei, nachdem eine weitere
Anfechtung dieser Entscheidung in inorito gemäß Z 3, iit . s des Gesetzes
vom 22 . October 1875 , N .-G .-Bl . Nr . 36 ex 1876 , ausgeschlossen erscheint.

Auch eine Berufung auf den Z 92 der Amlsinstrnction vom 17 . März
1855 , R .-G .-Bl . Nr . 52 , ist für eine gegentheilige Behauptung nicht aus¬
reichend , weil dort die Beifügung von Entscheidungsgründen nur als „ in der
Regel " erforderlich bezeichnet wird , aus welcher Stilisierung schon zu ent¬
nehmen ist, dass nicht jeder Art von Entscheidungen nnd nicht der Ent¬
scheidung jeder Instanz besondere Motive beigefügt werden müssen.

Wenn weiters in der Beschwerde geltend gemacht wird , dass mit der
angefochtenen Entscheidung die Befreiung von 28 städtischen Bediensteten von
der Krankenversicherungspflicht anerkannt , rücksichtlich weiterer 17 Bediensteter
aber verweigert worden sei, während doch bei den letztgenannten Personen
die gleichen Verhältnisse obwalten wie bei der ersterwähnten Gruppe , so ist
demgegenüber nur zu bemerken , dass eben die Gewährung der Befreiung im
Sinne des Z 4 des Krankenversichernngsgesetzes im Ermessen der Behörden
gelegen ist, dass demnach ans der Gewährung der Befreiung für eine gewisse
Anzahl von Personen ein Anspruch , dieselbe auch für andere Personen zu
gewähren , nicht abgeleitet werden kann , vielmehr über jedes Befreiungs-
ansnchen für sich nach Maßgabe der in Betreff desselben in Betracht
kommenden Sachlage zu entscheiden hat.

In der Beschwerde wird jedoch auch die Nechtsanschauung vertreten,
dass die politischen Behörden , die im Gesetze angegebenen Bedingungen vor¬
ausgesetzt , nicht bloß berechtigt , sonder » auch verpflichtet seien , die Befreiung
von der Krankenversichcrnngspflicht ausznsprechen , und dass die Behörden nicht
berechtigt seien , in dieser Angelegenheit nach freiem Ermessen vorzugehen.



58 Amtsblatt der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien . — Nr . 61 , 31 . Juli 1900.

Diese Rechtsanschauung ist jedoch eine unrichtige ; denn wenn in der
angeführten Gesetzesbestimmung gesagt wird , dass die Politischen Behörden
erster Instanz berechtigt seien , Personen unter den dort angegebenen Voraus¬
setzungen nach Untersuchung der Sachlage von der Bersicherungspflicht zu
befreien , so kann dies nicht anbeis gedeutet werden als dahin , dass die Be¬
hörden beim Abgänge der gesetzlichen Voraussetzungen die Befreiung Nicht
gewahren dürfen , nicht aber dahin , dass sie bei Vorhandensein dieser Vor¬
aussetzungen die Befreiung gewähren müssten , da eine solche Auslegung mit
dem sprachgemäßen Sinne des Wortes „ berechtigt " im Widerspruche stünde.

Waren aber die Verwaltungsbehörden befugt , nach freiem Ermessen
vorzugehen , so ist, wie schon oben hervorgehoben wurde , die Prüfung der
meritorischen Einwendungen der Beschwerde gemäß Z 3, lib . « des Gesetzes
über den Verwaltuugsgerichishof von der Competenz desselben ausgeschlossen.

Die Beschwerde musste demnach theils als unbegründet , theils als
unzulässig abgewiesen werden.

2 .

(Eheschließungen in Bosnien und der Herzegowina . )
Die k. k. n . -ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 9 . April

1900 , Z . 31728 (M .-Z . 31466/XV1 ), dem Wiener Magistrate
Nachstehendes zur Kenntnis gebracht:

Nach der Verordnung der Landesregierung für Bosnien und die Herze¬
gowina vom 9. Jänner 1900 , Z . 18557t » ex 1899 , betreffend den Vorgang
bei Eheschließungen österreichischer Staatsbürger , das ist Angehöriger der im
Reichsrathe veilretenen Königreiche und Länder in Bosnien und der Herzego¬
wina wurden die Bestimmungen des I . Abschnittes der Verordnung der
Landesregierung vom 22 . December 1887 , Z . 72411/1 (Gesetz- und Ver¬
ordnungsblatt sür Bosnien und die Herzegowina , Jahrgang 1888 , Nr . 7,
Seite 4 ), nach welchen österreichische Staatsbürger , das ist Angehörige der im
Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder , wenn sie in Bosnien und der
Herzogewina eine Ehe eingehen wollen , hiezu eines von der nach dem bosnischen
Domicil der betreffenden Nnpturienten zuständigen Kceisbehörde anszustellenden
politischen Ehcconsenscs bedürfe » , außer Kraft gesetzt und sind österreichische
Staatsbürger nicht mehr gehalten , zur Eingehung einer Ehe in Bosnien und
der Herzegowina die Bewilligung einer Verwaltungsbehörde dieser Länder
(Kreisbehörden , Negierungscommissär für die Stadt Sarajevo ) einzuholcn.

Durch die hiemit ausgesprochene Aushebung der bisher geforderten , von
den bosnischen Verwaltungsbehörden für österreichische Staatsangehörige in
Bosnien und der Herzegowina ausgestellten politischen Eheconsenses werden
die in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern geltenden
Gesetzesbestimmungen , betreffend die persönliche Fähigkeit , eine Ehe giltig ein-
zngehen (Z 4 a. b. G .- B ), sowie jene gesetzlichen Bestimmungen , nach welchen
die zuständigen k. k. Gerichte zur Beurtheilung der Frage , ob eine Ehe in
Österreich als giltig auznsehen sei, compeienl sind , nicht berührt . (Artikel III
des Gesetzes vom 25 . Mai 1808 , N . G .-Bl . Nr . 47 .)

Ebenso werden durch diese Verordnung die, die Eheschließung wehrgesetzlich
beschränkenden Bestimmungen (ZZ50 und 61 W .-G .) und die hiezu erlassenen
Dnrchführungsvorschriften berührt.

Die Traunngsfnnctionäre in Bosnien und der Herzegowina sind ge¬
halten , die Trauung österreichischer Untcrlhanen , das ist der Angehörigen der
im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder nicht früher zu vollziehen
bevor diese nicht ihre persönliche Fähigkeit die Ehe einzugehen (Z 4. a . a. G .-B .)
beziehungsweise die Zulässigkeit der Ehcschlietzung rücksichtlich der Wehrpflicht
nachgewiesen haben.

Für den Fall , als die Intervention der bosnisch -hcrzegowinischen Poli¬
tischen Behörden erster Instanz bei der Beschaffung des Ehesähigkeitsnachweises
aä Z 4 a . b. G .- B . von Seite der betreffenden Nnpturienten angerusen werden
sollte , wird dieselbe gewährt und wird die diesfalls nöthige Correspondenz
durch die bosnisch -herzegowinischen politischen Behörden erster Instanz mit
den betreffenden Behörden und Ämtern in Österreich directe gepflogen werden.

Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Kundmachung im bosnisch-
herzegowinischen Gesetz - und Verordnnngsblatte in Kraft.

Hievon werden über Weisung des k. k. Ministeriums des Innern vom
29 . März 1900 , Z . 10208 , die k. k Bezirkshanptmannschaften , der Wiener
Magistrat , die magistratischen Bezirksämter und die Stadträthe zu Waidhofen
an der Abbs und Wiener Neustadt zur entsprechenden weiteren Verlautbarung
in Kenntnis gesetzt.

».
(Legitimation unehelicher Kinder von Angehörigen

fremder Staaten . )
Einer mit Jndorsat -Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 21 . April

1900 , Z . 23683 , dem magistratischen Bezirksamte für den I . und VIII . Bezirk
zugekommenen Abschrift eines an eine Privatpartei gerichteten Decretes der
k. k. n .-ö. Statthaltern gleichen Datums und gleicher Zahl ist zu entnehmen,
dass bei Legitimationsvorschreibungen unehelicher Kinder , im Falle , als der
Kindesvater einem auswärtigen Staate angchört , auf dessen jeweilige Staats¬
angehörigkeit entsprechende Rücksicht zu nehmen ist, und dass nach de» Be¬

stimmungen des bayerischen Landrechtcs im Ehebrüche erzeugte Kinder per
matrimoniain snl >ssgasnr nicht legitimiert werden . (G .-Z . 10188 . — Bezirks¬
amt sür den I . und VIII . Bezirk .)

4 .

(Behandlung und Bedienung der elektrischen Be¬
leuchtungsanlagen in den Privattheatern und Ver¬

gnügungs -Etablissements in Wien . )
Vom Wiener Magistrate wurden unterm 3 . Mai 1900,

M .-Z . 132149/X1V , diesbezüglich nachstehende Bestimmungen
bekanntgegeben:

1.
Beleuchter , Hilfsarbeiter.

Die Bedienung und Überwachung dieser Anlagen ist einer fachkundigen
und verlässlichen Persönlichkeit (Belenchtnugs -Jnspecior , Ober -Beleuchter oder
Beleuchter rc.), welche hier kurzweg „ Beleuchter " genannt wird , unter eigener
Verantwortung zu übertragen.

Dieser Persönlichkeit sind nach Erfordernis zwei oder mehrere verlässliche
Hilfsarbeiter zuzuweisen.

Der Beleuchter und sein Stellvertreter habe » durch ein Zeugnis einer
elektrotechnischen Fachlehranstalt oder eines vom Stadlbanamte anerlannten
Fachmannes darznthun , dass sie die zur Beaufsichtigung und Bedienung der
elektrischen Anlage nothwendigen Kenntnisse besitzen ; ferner haben dieselben
auch ihre praktische Befähigung in genügender Weise » achzuweisen.

Für den Fall der Erkrankung , Benrlanbnng oder sonstiger Verhinderung
des Belenchteis ist der Erste Hilfsarbeiter als Stellvertreter des Beleuchters
verpflichtet , die Function des Genannten zu übernehmen . Die Namen des
Beleuchters und dessen Stellvertreters mit deren Wohnorte sind dem Stadt¬
banamte bekanntzugeben , und ist um die Bestätigung derselben unter Anschluss
oberwähnten Zeugnisses von der Unternehmung schriftlich anzusuchen.

Der Beleuchter und sein Stellvertreter haben ferner den Nachweis zn
erbringen , dass sie sich die volle Kenntnis aller Theilc der elektrischen Be¬
leuchtungsanlage und deren Behandlnngswcise verschafft haben . Sie haben
ihre untergebenen Arbeiter derart zu unterweisen , dass auch in ihrer Ab¬
wesenheit der Dienst anstandslos versehen werden kann . Am Rundgange hat
der Beleuchter oder dessen Stellvertreter thcilznnehmen,

2.
Pläne.

Über die gesammte Beleuchtungsanlage ist gemäß Z 98 der Statthalterei-
Verordnnng vom 1. Juli 1882 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 54 , ein genauer und
im Laufenden erhaltener Plan in der Directiouskanzlei stets zur Einsicht anf¬
liegend bereit zu halten.

3.

Änderungen.
Änderungen an Leitungen , Ausschaltern , Sicherungen rc. dürfen nur

über Anordnung der Direktion und in wichtigen Fällen erst nach erfolgter
Zustimmung des Stadtbauamtes vorgenommen werden,

Der Beleuchter ist nicht berechtigt , bleibende Änderungen oder Er¬
gänzungen an der Installation selbst vorznnehmen.

Nur Installationen sür vorübergehende scenische Zwecke, welche nach
jedesmaligem Gebrauch wieder entfernt werden , dürfen von dem Beleuchter
selbst ausgeführt werden . Stellt sich aber heraus , dass letzteres in nicht fach¬
männischer Weise geschieht, so ka>n dem Beleuchter jede Abänderung an den
bestehenden Anlagen untersagt werden.

4.

Aufenthalt des Beleuchters.

Der Beleuchter ist auch für die Beleuchtung außer der Zeit , wo Vor¬
stellungen stattfinden , verantwortlich und hat in dieser Richtung die Über¬
wachung zn üben . Einer der genehmigten Beleuchter hat stets im Theater
anwesend zu sein.

Während der Vorstellung hat sich derselbe vorwiegend ans der Bühne
aufzuhalten und darf sich nur in besonders dringlichen Fällen von derselben
entfernen . In diesem Falle muss sein Stellvertreter aus der Bühne anwesend
sein, und ist der Beleuchter verpflichtet , vor dem Verlassen der Bühne seinen
Aufenthalt dem technischen Jnspectionsbeamten des Sladtbauamtes zu melden.

Der Beleuchter hat nach der Vorstellung im Vereine mit dem Feuer¬
wachpersonale des Hauses eine Revision sämmtlicher Theaterräumlichkeiten
vorznnehmen und sich von dem ordnungsmäßigen Zustande der Beleuchtnngs-
einrichtung zu überzeugen.

5.

Leitungen.

D,r Verlauf verdeckter elektrischer Leitungen ist im Bühnenhanse durch
auffallende Farben ersichtlich zu machen.

Es ist strenge darauf zu achten , dass nicht Nägel , Schrauben und der¬
gleichen in die Verschalungen der elektrischen Leitungen eingetrieben werden.
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Versicherungen der Lampen.

Die elektrischen Lichter müssen , wo es nolhwendig erscheint , mit Draht¬
netzen versichert werden.

Bei Verwendung von Glühlampen zu verschiedenen Licht- und Fener-
effecten ist die directe Belegung der Glühlampen mit leicht brennbaren Stoffen,
wie Papier , Tüll n . dgl . zu vermeiden . Falls ans scenischen Rücksichten ein
Einlegen von Glühlampen in terartige Stoffe erforderlich wird , so sind die
letzteren entweder durch feine Drahtgitter oder durch einen zweiten Glaskörper
zu sichern, und mnfs bei solchen Einrichtungen für steten Zutritt der Luft und
für entsprechende Abkühlung der Glühlampen gesorgt werden.

7.

A ufsicht.

Der Beleuchter hat darüber zu wachen , dass nicht unberufene Personen
mit den Beleuchtungs -Einrichtungen manipulieren.

Die Schlüssel zu den Raumen , wo sich die Hausanschlüfse , Haupt-
vertheiler , Batterien , Elektricitätsmesser n . dgl . befinden , müssen an einem
bestimmten Platze im Hause aufbewahrt bleiben und dürfen nur von den zur
Besorgung der Beleuchtung bestimmten Personen , den Controlierenden , der
Direktion oder den städtischen Anfsichtsorganen benützt werden.

8.
Periodische Revision.

Die elektrischen Leitungen sind vor Beginn der Spielzeit und während
derselben mindestens alle Vierteljahre durch einen coucessionierten Elektro¬
techniker in allen Theilen genau zu untersuchen und mit einem geeigneten
Instrumente auf Erd - und Kurzschluss zu prüfen.

Der über diese Prüfung verfasste Befund hat die Klausel zu enthalten,
dass die Firma die volle Verantwortung für die Betriebssicherheit der Anlage
übernimmt . Dieser Befund ist der elektrotechnischen Abtheilnng des Stadt-
banamtes einznsenden.

Die mit der erwähnten Revision betrauten Firmen , rücksichtlich Geschäfts¬
leute sind dem Stadtbanamte (Elektrotechnische Abtheilnngf namhaft zu machen
und behält sich der Magistrat vor , unter Umständen gegen die Wahl einer
Firma oder einer Persönlichkeit , hinsichtlich welcher Bedenken vorliegen , Ein¬
sprache zu erheben.

Außerdem ist seitens des Beleuchters eine tägliche Überprüfung des
Isolationszustandes der Anlage vorzunehmen und zu diesem Zwecke in der
Nähe des Bühnenschaltbrettes ein entsprechend konstruierter ErdschlnsSanzeiger
anznbringe » .

9.

HanPtansschalter.
Die Hanptansschalter der Stromznleitnng dürfen im Falle eines Brandes

zur Vermeidung einer vorzeitigen Verfinsterung des Gebäudes nur über
besonderen Auftrag des technischen Jnspcctionsbeamten oder des Commandanten
der städtischen Feuerwehr geöffnet werden.

In den mit Wechselstrom versorgten Theatern und Vergnügnngs-
Etablissements hat jede Zuleitung in unmittelbarer Nähe des Gebäudes einen
ausschaltbaren Anfchlnsskaste » zu erhalten.

10.

Beginn und Ende der Beleuchtung.

Der Zuschauerraum muss schon bei dessen Eröffnung genügend be¬
leuchtet sein.

Die Beleuchtung mit Einschluss der Nothbelenchtnng darf nicht früher
ausgelöscht werden , ehe das Publicum beziehungsweise das Theaterpersonale
das Theater gänzlich verlassen hat.

Die für den Zuschanerranm und für die Zn - und Abgänge des
Pnblicums bestimmten Lampen dürfen erst nach vollständiger Entleerung des
Theaters gelöscht werden.

Ans der Bühne ist für die Abränmnng eine entsprechende Beleuchtung
zu belasten.

11.
Generalproben.

Bei Generalproben , bei welchen Publicum anwesend ist, mnfs die
Überwachung in gleicher Weise wie bei den Vorstellungen stattsinden.

12.

Die Außerachtlassung dieser Anordnungen wird , insofern nicht ein nach
dem allgemeinen Strafgesetze zu erfolgender Thatbestand vorliegt , nach der
Ministeriell - Verordnung vom 30 . September 1857 , N .-G - Bl . Nr . 198,
bestraft.

13.

Durch diese Bestimmungen treten die vom Magistrate am 8 . Oktober
1897 , Z . 154167 , erlassenen und unterm 27 . October 1898 . Z . 126722,
abgeänderten Anordnungen für die Behandlung und Bedienung der elektrischen
Beleuchtungsanlagen in de» Privattheatern rc. außer Wirksamkeit.

5.

(Vollziehbarkeit der von dem schiedsgerichtlichen
Ausschüsse einer gewerblichen Genossenschaft gefällten

Erkenntnisse .)
Die k. k. n .-ö. Statthaltern hat mit Erlass vom 8 . Mai 1900,

Z . 93685 (M .-Z 68848/XV1II ), dem Wiener Magistrate Nach¬
stehendes zur Kenntnis gebracht:

In Angelegenheit der Frage der Vollziehbarkeit eines von einem schieds¬
gerichtlichen Ausschüsse einer gewerblichen Genossenschaft gefällten Erkenntnisses
im Verwaltungswege ist seitens des k. k. Verwaltungsgerichtshofes mit dem
Erkenntnisse vom 5 . Jänner 1900 , Z . 106 , eine principiell wichtige Entscheidung
gefällt worden , auf welche aufmerksam gemacht wird.

In den Entschcidnngsgründen hat der Verwaltungsgerichtshof den von
dem k. k. Ministerium des Innern aufgestellten Grundsatz , dass die politischen

Behörden ein von einem gesetzmäßig zusammengesetzten schiedsgerichtlichen
Ausschuss gefälltes Erkenntnis zu vollziehen haben , ohne sich in eine Prüfung
des Verfahrens vor dem Schiedsgerichte oder des Erkenntnisses selbst ein-
znlassen , nicht anerkannt und hat seinerseits der Meinung Ansdruck gegeben,
dass , wenn die politische Behörde zur Voll trecknng eines schiedsgerichtlichen
Erkenntnisses schreiten will , dieselbe verpflichtet erscheint , die Rechtsbeständigkeit
des Actes zu überprüfen und die Vollstreckung des schiedsgerichtlichen Er¬
kenntnisses nur dann zu gestatten , sofern die Rechtsbeständigkeit des Actes
ans den vorgelegten Docnmenten klar hervorgeht.

Zu der Rechtsbeständigkeit eines zur Vollstreckung angemeldeten Er¬
kenntnisses gehört , dass das Erkenntnis von einem competenten Organe gefällt
worden ist, und da die Gewerbeordnung in der Bestimmung des Z 122 die
Competenz der genossenschaftlichen Schiedsgerichte feststellt , so haben die
politischen Behörden sich davon zu überzeugen , ob die für die Competenz des
genossenschaftlichen Schiedsgerichtes durch das Gesetz gezogenen Grenzen ein¬
gehalten worden sind.

Nachdem nun in dem abgesührten administrativen Verfahren Ein¬
wendungen gegen die Exeguierbarkeit des gefällten schiedsgerichtlichen Er¬
kenntnisses gerade in dieser Richtung erhoben worden sind , hätte auch das
Ministerium — sowie es die II . Instanz gethan hat — feststellen müssen , ob
die Momente für die Vollstreckbarkeit des schiedsgerichtlichen Erkenntnisses —
wie sie durch den Z 122 gefordert werden — gegeben sind oder nicht.

Die Rechtsförmigkeit des zu vollziehenden Actes erscheint durch den
weiteren Nachweis der Rechtskraft selbstverständlich abhängig , welche wieder
dadurch bedingt erscheint , ob das Erkenntnis in einer entsprechenden Weise
der Partei bekanntgegeben wurde oder nicht.

Denn ohne dass das Erkenntnis in entsprechender Weise der Partei
intimiert , beziehungsweise ihr bekanntgegeben wurde , könnte ja von der Vor¬
bedingung der Vollstreckung eines solchen Erkenntnisses , nämlich der Rechts¬
kraft desselben , überhaupt nicht die Rede sein.

Diese Grundsätze werden sohin bei Amtshandlungen im Sinne des Z 123
drittletzter Absatz der Gewerbeordnung zu beachten sein.

«
(Entziehung der Befugnis zur Ansübnng der

Hebaminenpraxis . )

Erlass der k. k. n -ö. Statthalterei vom 14. Mai 1900,
Z . 38237 (M .-Z . 71256/VIII ) :

Über eine von der k. k. Statthaltern an das k. k. Ministerium des
Innern gerichtete Anfrage , in welcher Weise im Falle der Vernrtheilnng einer
Hebamme wegen eines Vergehens (H 335 St - G .s hinsichtlich der Entziehung
der Befugnis zur Ausübung der Hebammenpraxis durch die politische Behörde
vorzugehen sei, hat das genannte Ministerium mit dem Erlasse vom
19 . April 1900 , Z . 8376 , eröffnet , dass die Berechtigung zur Hebammen¬
praxis nur im Falle gerichtlicher Vernrtheilnng einer Hebamme wegen
Verbrechens gemäß Z 30 St .-G . von der politischen Behörde entzogen
werden kann.

Ein gleicher Vorgang ist jedoch ans Anlass gerichtlicher Bestrafung von
Hebammen wegen eines Vergehens oder einer Übertretung in den bestehenden
Gesetzen nicht vorgesehen und daher nicht zulässig.

Es ist der politischen Behörde , welche auf Grund des Gesetzes vom
30 . April 1870 , N .-G .- Bl . Nr . 68 , die Aufsicht über alle Sanitätspersouen
zu führen hat , lediglich anheimgegeben , gegen Hebammen , welche den Vor¬
schriften der Hebammen -Jnstrnctwn nicht entsprechen , mit den im Z 37 dieser
Instruction vorgesehenen Strafen , eventuell auf Grund der Instruction mit
den ans sauitätspolizeilichen Gründen erforderlichen Verboten von instructions-
widrigem Gebaren vorzugehen.

Hievon werden die k. k. Bezirkshauptmannschaften , der Wiener Magistrat,
die magistratischen Bezirksämter und die Stadträthe in Wiener -Neustadt und
Waidhofen a . d. Ibbs zur Danachachtung in die Kenntnis gesetzt und die
k. k. Polizei -Direction in Wien verständigt.

1-
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7.

(Die Anschauung , dass nach tz S der Wiener Bau¬
ordnung für die Bemessung der Schadloshaltnng die
Wertverändernug , welche der Grnndstückrest in
folge der Stratzengrundabtretnngen erfährt , dann
nicht in Betracht kommt , wenn der adzntretende

Grund Baugrund war , ist — unrichtig . )
Aus dem von Dr . Richard Schlesinger in Vertretung der Gemeinde

Wien erstatteten Berichte vom 14 . Mai 1900 über das Nrthel des k. k. Obersten
Gerichtshofes in der Rechtssache der „ Equitable " , Lebensversichernugs Gesell¬
schaft der Vereinigten Staaten in Newyork , General -Repräsentanz für Öster¬
reich in Wien , gegen die Stadtgcmeinde Wien wegen Zahlung von 462 .227 fl.
als Schadloshaltung silr Grundabtretungen , intimiert vom k k. Landesgerichte
Wien in Civilrechtssachen Abtheilnng XVII unterm 8 . Mai l900 , C . 3591/32
ex 1893 , geht hervor , dass diesem Processurtheile , womit die Streitsache
endgiltig zu Gunsten der Gemeinde Wien entschieden worden ist, ans nach¬
folgenden Gründen eine principielle Bedeutung innewohnt:

Es wurde erst in der Revision der Klägerin wider das obergerichtliche
Unheil betreffs der Auslegung des Z 9 der Bauordnung für Wie » ans folgende
Umstände hingewiesen:

Der zweile Absatz des Z 9 cit . erscheint durch einen Strichpunkt in zwei
Unterabschnitte getheilt . Der erste dieser Abschnitte handelt von der Bewertung
des abzntretenden Grundes als Baugrund , der zweite Abschnitt stellt die
Normen fest, wie ein Grund , welcher Nichlbangrund war , wenn er zur Straße
abzutreten ist, bewertet werden müsse . Bloß für diese zweite Qualität von
Grundflächen , sei (wie die Klägerin behauptet ) durch den mit dem Worte
„außerdem " beginnenden Satz die Anweisung an die Sachverständigen und an
den Richter gegeben , auch allfällige Wertveränderungen , welche der Grund¬
stückrest, das Remaneuzstück , infolge der Straßengrund -Abtretungen erfährt,
zu berücksichtigen.

War dagegen der abzutretende Grund schon früher Baugrund (und dies
war er ja nnbestrittenermaßen in dem vorliegenden Falle ) , so darf (wieder
nach Ansicht der Klägerin ) auf die durch die Grundabtretungen dem Remanenz¬
stücke zngegangenen Wertveränderungen keine Rücksicht genommen werde » ,
sondern es muss für den abzutretenden Grund der volle Baugrundwert ein¬
gestellt werden.

Eine Unterstützung findet diese Ansicht allerdings in der Interpunktion
des zweiten Absatzes des H 9 . Denn der mit „außerdem " beginnende Satz ist
von dem vorhergehenden , welcher von der Bewertung der Nichtbaugrundstücke
handelt , nur durch einen Beistrich getrennt , so dass also auf den ersten Blick
allerdings die Annahme gerechtfertigt erscheint , dass , wenn zum Beispiel aus
der Zurück,ückung der Banlinie dem Hanse die Vortheile einer regelmäßigen
Front , einer bequemen Zufahrt , einer größeren Licht- und Lnflmenge in den
Wohnungen zugehen , diese Vortheile nicht berücksichtigt werden dürfen , wenn
die zu Straßenzwecken abzutretenden Gründe bereits früher Baugründe waren.

Es ist dem Vertreter der Gemeinde nun gelungen , in der Nevisions¬
einrede die Unrichtigkeit dieses auf der Jnterpunction basierenden Schlusses zu
erweisen.

Derselbe hat nämlich auf Grund sehr eingehender und mit ziemlicher
Mühe verbundener Nachforschungen aus der Entstehungsgeschichte des 8 9 der
Bauordnung für Wien den Nachweis erbringen könne » , dass der zweite Absatz
des Z 9 nach den Intentionen des Gesetzgebers nichts anderes als die unver¬
änderte Wiedergabe des zweiten Absatzes des 8 20 der früheren Bauordnung
vom 2. September 1862 , L.- G .-Bl . 24 , enthalten sollte ; dass in diesem § 20
vor dem Worte „ außerdem " ein Strichpunkt stand ; dass hieraus hervorgeht,
dass die mit „ außerdem " beginnende Bewertungsregel sich nicht nur auf die
Bewertung von Nichtbaugrund , sondern auch auf jene von Baugrund bezieht,
und dass daher thatsächlich der Umstand , dass in der officiellen Ausgabe der
Bauordnung vor dem Worte „ außerdem " ein Beistrich »nd kein Strichpunkt
steht , ans einen Druckfehler zurückzusühren ist.

Ans der Begründung des Oberste » Gerichtshofes geht hervor , dass sich
derselbe vollständig diesen Ausführungen augeschlossen hat . (M .-Z . 72364/IX .)

8 .

(Umfang der gewerblichen Berechtigung einer „ Fabrik
von Wohnungseinrichtungs -Gegenstände » und Zu¬

gehör ". )
Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 18 . Mai 1900,

Z . 38751 (B .-A .-Z . 27170/111 ) , dem magistratischen Bezirksamte
für de» III . Bezirk nachstehende Entscheidung bekanntgegeben:

Die k. k. Statthaltern findet über den Rekurs des A . F . in Wien das
dortämtliche Erkenntnis vom 14 . Oktober 1899 , Z . 45259 , mit welchem ihm
wegen nubefiigter Ausübung des Anstreichergewerbes gemäß 8 132 , lit . n der
Gewerbe -Ordnung eine Geldstrafe von 20 fl. eventuell vier Tage Arrest anf-
erlegt wurde , ous nachstehenden Erwägungen anfznheben.

Für den Berechiiguugsumfung eines Gewerbes ist der Wortlaut des
Gewerbescheines maßgebend.

Derselbe lautet auf „ Fabrik von Wohnungseinrichtnngs - Gegenständen
und Zugehör " .

Die k . I . Firma muss daher auch zu Anstreicherarbeiten berechtigt sein,
da zum Zugehör der Wohnungseinrichtung zweifellos alle einschlägigen Arbeiten
gehören müssen , welche eine Wohnung vollkommen gebrauchsfertig machen sollen.

Es erscheint sonach die Firma befugt , auch Anstreicherarbeiten an den
in einer Wohnung vorhandenen Fenstern , THÜren , Plafonds rc. auszuführen,
wenn diese Anstriche in Verbindung mit der Einrichtung einer Wohnung oder
eines Zimmers vorgenommen werden.

».
(Dampfkessel - Erprobung nnd Überwachung durch

Julius K. Michalek .)
Die k. k. n . -ö. Statthalleiei hat mit dem Erlasse vom 22 . Mai

1900 , Z . 46342 ( M .-Z . 72968 ) , dem Wiener Magistrate Folgendes
eröffnet:

In Gemäßheit des 8 4 der Ministerial -Verordnung vom 1. Oktober 1875,
R .-G .-Bl . Nr . 130 , wird dem Inspektor der Dampfkessel -Untersuchungs - nnd
Versicherungs -Gesellschaft a . G . Herrn Julius Karl Michalek in Wien an¬
lässlich seiner Ernennung zum Inspektor der genannten Gesellschaft die Autori¬
sation zur Erprobung und Ubeiwachnng der gesellschaftlichen Dampfkessel in
Niederösterreich mit dem Wohnsitze in Wien vom 1. Juni 1900 angefangen
ertheilt.

1«.
(Die neue Abgrenzung der Pfarrsprengel im XII » .

nnd IX . Bezirke .)
Die k. k. n .-ö. Statthallerei hat mit Erlass vom 23 . Mai

1900 , Z . 43333 , M .-Z . 76095/III , dem Magistrale nachfolgende
neue Eintheilung der Pfarrsprengel im VIII . und IX . Bezirke
mit dem Beisatze bekanntgegeben , dass dieselbe mit 1. Juli 1900
in Kraft tritt.

VIII . Bezirk.

1 . Psarre Maria -Treu in der Josefstadt.

Im Westen:
Luftlinie von Lcrchenfelderstraße 50 bis Josefstädterstraße 43.
Josefstädterstraße die geraden Nummern von 44 bis 56.
Luftlinie von Josefstädterstraße 56 bis Florianigasse 43.

Im Norden:
Florianigasse die ungeraden Nummern von 43 bis 1.

Im Osten:
Landesgerichtsstraße die ungeraden Nummern von 17 bis 1.
Auerspergstraße die ungeraden Nummern von 19 bis 1.

Im Süden:
Lerchenfelderstraße die geraden Nummern von 2 bis 50.

Bei dieser Psarrsprengclbestimmung wird keine Änderung der derzeitigen
Grenzen vorgenommen.

2 . Pfarre Alservorstadt.

Im Westen:
Albertgasse die geraden Nummern von 4 bis 18.
Albertplatz 2 , 1, 8 und 7.
Albertgasse 20 und 22.
Hebragaffe 2 nnd 4.
Zimmermannplatz 7 und 8.
Mehnertgasse die geraden Nummern von 2 aufwärts.
Czermakgasse die geraden Nummern von 2 bis 10.
Stadtbahnstreckc von Czermakgasse bis Währingerstraße (Währiugergürtcl

die geraden Nummern von 14 bis 98 .)

Im Norden:
Währingerstraße die ungeraden Nummern von 67 bis 25.

Im Osten:
Luftlinie von Währingerstraße 25 bis Alserstraße 2.
Landesgerichtsstraße 21.

Im Süden:

Florianigasse die geraden Nummern von 2 bis 58.

Hiezu wird bemerkt , dass in der mit dem hochdortigen Erlasse vom
25 . März 1898 , Z . 23912 , genehmigte » Pfarrsprengelbestimmung für die
Kirche in Breiten feld  mit Rücksicht auf den Umstand , dass die Grenzen für
dieselbe im IX . Bezirke am Währingergürtel Wege» der damaligen Regulierung
der betreffenden Area nicht präcise fixiert werden konnten , folgende Ab¬
änderung erforderlich ist:
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Im IX . Bezirke:

Mepnertgaffe die ungeraden Nummern von 1 aufwärts.
Czermakgasse die ungeraden Nummern von 1 bis 7.

Im XVIII . Bezirke:

Währingergürtel die ungeraden Nummern von 13 bis 27.
Schnmanngasse n . s. w.

IX. Aezirk.
1. Psarre an der Botivkirche.

Im Westen:
Auerspergstraße 2 und 4 (I . Bezirk ).
Landesgerichtsstraße die geraden Nummern 4 , 2 dis 22 (I . Bezuk ) .
Garelligasse 3 , 2 und 4.
Fraukgasse 7 , 5 , IO, 8 und 6.
Garnisongaffe 6 , 7, 8 , 10 und 12.
Schwarzspanierstraße 6 . 4 , 7, 9 und II.
Garuisongasse 9 , II , 13 und 15 , die gerade » Nummern von 14 brs
Nothenhansgaffe 10 , 8 und 6.

28.

Im Norden:
Van Swielengasse I , die geraden Nummern von 2 bis 16.
Luftlinie von Währingerstraße 28 bis Wasagasse 33.
Wasagasse die ungeraden Nummern von 33 bis 25.
Thurngasse die geraden Nummern von 6 bis 12.
Liechtensteinstraße die ungeraden Nummern von 25 bis 13.
Türkenstraße die geraden Nummern 8 bis 12.

Im Osten:
Donancanal (Nossanerlände I , Franz Josefsgnai 51 und 59 ) .

Im Sirden:
Schottenriiig die ungerade » Nummern von 35 bis l (I . Bezirk ) .
Franzensring I und 3 (I . Bezirk .)
Bnrgring 9 (I . Bezirk ).
Bellariastraße die geraden Nnmmern von 2 bis 12 (I . Bezirk ) .
Mnsenmstraße die geraden Nninmern von 6 bis 12 ( l . Bezirk ) .

2. Psarre Lichtenthal.
Im Westen:

Stadtbahn von der Wiihringerstraße bis zur Nnssdorferstraße.

I in Norden:
Stadtbahn von der Nnssdorferstraße bis zum Donancanal.

Im Osten:
Donancanal , linkes Ufer bis Brigittabriicke.

Im Süden:
Alserbachstraße die ungeraden Nnmmern von der Brigittabriicke bis 33

abwärts.
Althanplatz 4 , 3 , 2 und 1.
Alserbachstraße die ungeraden Nummern von 31 bis 1.
Nnssdorferstraße die ungeraden Nnmmern von 21 bis 1.
Wahringerstraße die geraden Nninmern von 56 auswärts bis zur

Stadtbahn.
3. Pfarre Nassau.

Im Westen:
Währingerstraße die geraden Nnmmern von 30 bis 54
Nnssdorferstraße die geraden Nnmmern von 2 bis 20.

Im Norden:
Alserbachstraße die geraden Nummern von 2 bis 16.
Althanplatz 10 , 9 , 8 , 7 , 6 und 5.
Alserbachstraße die geraden Nnmmern von 20 bis 32.

Im Osten:
Donancanal (linkes User ) von der Brigittabriicke bis zur Tiirkenstraße.

Im Süden:
Türkenst ' aße die ungeraden Nummer » von 33 bis 13.
Liechtensteinstraße die geraden Nnmmern von 12 bis 24.
Thurngasse die ungerade » Nnmmern von 15 bis 9.
Wasagasse die geraden Nnmmern von 26 bis 34.
Luftlinie von der Wasagasse 34 bis Währingerstraße 30.

II.
(Strengere Handhabung der Vorschriften hinsichtlich

breiter Radfelgen .)
Circular -Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 24 . Mai

1900 , Z . 48579 (M .-Z . 73906 ) :
Es ist zur Kenntnis der Statthalterei gelangt , dass die hinsichtlich der

Anwendung breiter Radfelgen bestehenden Vorschristen (Z II der durch das

Gesetz vom 1 . D -cember 1880 , L.-G - und V .-Bl . Nr . 37 abgeänderten
Straßenpolizei -Ordnnng für die öffentlichen , nicht ärarischen Straßen und 8 8
dcr Straßenvolizei -Ordnnng für die Reichsstraßen ) nicht entsprechend cingehalten
und deren Übertretungen auch nicht stets gerhndet weiden.

Es ergeht demnach an alle Bezirkshanptmanuschasten die Aufforderung,
die mit dcr Handhabung der Dtraßenpolizei -Ordnungen betrauten Gemeinde¬
vorsteher , sowie die k. k. Gendarmerie und die mit den Straßen -Administrationen
betrauten Organe zur eindringlichen Überwachung der Eruhaltniig der vor¬
erwähnten Bestimmungen anznweiseu und ersteren ihre Verpflichtung zur Ein¬
haltung von Strafamtshandlungen in Überlretungsfällen in Erinnerung zu
rufen.

Desgleichen werden die k. k. Polizei -Direction in Wien , der Wiener
Magistrat , die Wiener magistratischen Bezirksämter und die Stadträlhe in
Wiener -Neustadt und Waidhofen a. d. Ubbs zur strengen Handhabnng der er¬
wähnten Vorschriften , soweit sie für die Gebiete der drei Städte ^ Geltnng haben,
aufgefordert , und elftere insbesondere angewiesen , die k. k. Sicherheitswache
mit der Überwachung der Radfelgenbreite der Lastfuhrwerke zu beauftragen.

12 .

(Verbot des Vertriebes des Geheimmittels „Sanol ".)
Erlass des Magistrats -Direktors Dachau vom 28 . Mai 1900

M .-Z . 73663/VIII:
Zufolge Erlasses der k. k. n .-ö. Statthalterer vom 23 . Mai 1900,

Z . 40056 , hat dieselbe den Vertrieb tes Geheimmittels „ Sanol " auf Grund
der Verordnung der Ministerien des Innern und des Handels vom 17 . Sep¬
tember 1883 , N .-G .-Bl . Nr . 152 , 8 1, Alinea 1, ans sanitären Gründen zu
verbieten befunden.

Hievon wird das magistratische Bezirksamt verständigt.

I » .
(Verbot des Hansierhandcls ans den Gebieten der
Stadt Zala -Egerszeg (Comitat Zala ) und der Stadt
Djakovar , sowie der Ortsgemeinde Na ^ica ( Croatieu-

Slavouien ) .)
Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 30 . Mai

1900 , Z . 44929 (M .-Z . 76404/XVIII ) , Folgendes dem Magistrate
bekanntgegeben:

Zufolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 4. Mai 1900,
Z . 14437 , wurde laut Mittheilnngcn des lönigl . nngar . Handelsministeriums
vom 17 . März , 4 . April und 6 . April I960 , ZZ . 18145 , 18196 und 18193
die Ausübung des Hausierhandels ans den Gebiete » der Stadt Zala -Egerszeg
(Comitat Zala ), dann der Stadt Djaovür »nd der Ortsgeineiiide Na .mca
(Croatien -Slavonien ) unter Ansrechrhalluug der im 8 17 der bestehenden
Hausiervorschrifien und in den diesen Paragraphen ergänzenden Nachtrags¬
verordnungen den Bewohnern gewisser Gegenden gemährten Rechte verboten.

Diese Verständigung ergeht mit Bezug auf den ß 10 des Hausierpatentes
zur Danachachtuug an sämmtlich - k. k. Bezirkshanptmannschaften in Nieder-
österreich , an die k. k. Polizei -Direction in Wien , an de» Wiener Magistrat
und an alle magistratischen Bezirksämter in Wien , sowie an die Stadträlhe
in Wiener -Neustadt und Waidhofen an der Ubbs.

14 .
(Umgaugnahme von der Verlautbarung des Zeit¬
punktes der Vorstellung (Meldung ) für die Landsturm-
pflichtige» durch die k. n. k. Vertretuugskörper im

Aus lande .)
Circular -Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 12 . Juni

1900 , Z . 49132 (M .-Z . 79390/XVI ) :
Das k. k. Ministerium für Landesvertheidignng hat laut des Erlasses

vom 14 . Mai 1900 , Nr . 8460/704 II b , über Anregung des k. u . k. Mini¬
steriums des kaiserl . und königl . Hauses und des Äußern zur Beseitigung sich
ergebender Anstände verfügt , dass von der bisnunzu für die k. n . k. Ber-
tretungsbehörden im Auslande vorgeschriebenen Verlautbarung des jeweiligen
Zeitpunktes der Vorstellung (Meldung ) für die Landsturmpflichtrgen Umgang
zu nehme » ist.

Demzufolge wurde angeordnet:
1 . Die Berichtigung der Lairdstnrm -Meldevorschriften , nnd zwar:

-r) des 8 1 , Punkt 3 , Absatz 2 , der nachstehende Fassung erhält:
„Die im Auslande befindlichen Landstnrmpflichtigen habe » sich ohne be¬

sondere Aufforderung zur Vorstellung (Meldung ) bei den k n . k. Ver¬
tretungsbehörden ihres Anfenthaltsbereiches (8 2, Punkt 2 e) zum
vorgeschriebenen Termine zu melden " ;

d ) des Musters 1 (Kundmachung ) im Punkte 3 , Irt . o, und
e) des Musters 10 (Landstnrmpass ) in der Belehrung zu demselben 8 3

(Meldepflicht ), >it . s , deren Text nunmehr zu lauten hat:
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..Die im Anstande befindlichen Landsturmpflichtigen bewirken die gesetzliche
Vorstellung (Meldung ) in der Zeit vom 1. bis 3I . October ohne besondere
Aufforderung bei der im Aufenthaltsorte oder diesem zunächst gelegenen
k. n . k. Vertrelnngsbehörde (Botschaft , Gesandtschaft . Consnlate re) ."
2 . Die Berichtigung des bei den politischen Bezirksbehörden (Magistraten)

erliegenden Reservevorrathes an Kundmachungen , betreffend die Meldepflicht
von Landsturmpflichtigen.

3 . Die Verständigung der im Anslande befindlichen oder dahin reisenden
Landstnrinpflichtigen über die vorstehende Änderung beziehungsweise Berichtigung
deren Landsturmpässe.

Bezüglich der im Auslände sich anfhaltenden Landsturiiiperso »en wurde
diesfalls die Mitwirkung des k. u . k. Ministeriums des kaiserl . und königl.
Hauses und des Äußern in Anspruch genommen . Hinsichtlich der in das Aus¬
land reisenden Landsturmpflichtigen haben die zur Ausstellung von Reisepässen
berufenen politischen Bezirksbehördm , beziehungsweise die k. k. Polizei -Direction
in Wien gelegentlich der Ausfertigung dieser Documente oder der Verlängerung
derselben die gedachte Correctnr in den vorgewiesenen , eventuell einzuholenden
Laudsturmpäfsen zu veranlassen , sowie bei dieser Gelegenheit die betreffenden
Landsturmpflichtigen auf die erwähnten Änderungen aufmerksam zu machen.

Zn den vorziillehmendkii Correctnren der Kundmachungen und der Land-
sturmpässe werden den genannten Behörden die erforderlichen Berichtignngs-
conpons , deren voraussichtlicher Bedarf seitens des k. k. Ministeriums für
Laudesvertheidigung im Wege der Landwehr -Territorial -Commanden bereits er¬
hoben wurde , zilkommen.

Von der Berichtigung der bereits ausgegebenen Landsturmpässe der in
der österr .-nugar . Monarchie , sowie in Bosnien , in der Hercegovina und im
Limgebiete sich aushaltendeu Landsturmpflichtigen wurde wegen der großen Zahl
derselben abgesehen.

Dieser Erlass ergeht an alle k. k. Bezirkshanptmannschaften , den Wiener
Magistrat , die Stadträthe in Wiener -Neustadt und Waidhofen a. d. Dbbs , die
k. k. Polizei -Direction in Wien "zur Kenntnis sofortiger entsprechender Ver¬
lautbarung , mit der weiteren Aufforderung , die sub 1 bezeichnet « ! neuen Be¬
stimmungen in den mit dem Reichsgesetzblatte I -XV . Stück ex 1891 ans¬
gegebenen Landsturm -Meldevmschrifien vorzumerkeu.

15

(Anfhebnng des Verbotes der Verwendung von
Dampfpfeifen und Nebelhörnern re. als Signal-

apparate in indnftriellen Etablissements . )
Die k. k. n.-ö. Statthaltern hat an den Herrn Bürgermeister

Dr . Karl Lueger  unterm 15 . Juni 1900 , Z . 50704 (M .-
Z . 79308/X1V ), nachstehenden Erlass gerichtet:

Mit der Knndmachnug vom 22 . März 1900 , M -Z . 205761 ox 1899,
hat der Wiener Magistrat im selbständigen Wirkungskreise auf Grund des H 93
des Gemeindestatutes für Wien vom 19 . December 1890 , L.- G .- und V .-Bl.
Nr . 15 , unter Androhung von Geldstrafen bis zum Betrage von 400 L oder
von Arrest bis zu 14 Tagen für Übertretuugsfälle untersagt , dem bei indu¬
striellen Unternehmungen beschäftigten Personale mittels Damptpfeifen , Nebel¬
hörnern und sonstigen ähnlichen Vorrichtungen Signale zu geben , welche auch
außerhalb der Betriebsanlage vernehmbar sind.

Ich finde die Vollziehung des in obiger Kundmachung verfügten Ver¬
botes gemäß Z 107 des Gemeindestatutes für die k. k. Neichshaupt - und
Residenzstadt Wien vom 24 . März 1900 , L.- G .-Bl . Nr . 17, von amtswegen
zu sistieren , weil dieses Verbot gegen bestehende Gesetze verstößt und überdies
den selbständigen Wirkungskreis der Gemeinde überschreitet , und auszusprechcn,
dass über die Frage der Zulässigkeit von Signalen in industriellen Unter¬
nehmungen der Wiener Magistrat , beziehungsweise die magistratischen Bezirks¬
ämter nur als Gewerbe - und politische Behörden , und zwar nur mit Rücksicht
auf die jeweilig maßgebenden concreten Verhältnisse , nicht aber mittels einer
sür alle industriellen Unternehmungen in Wien oder einer Kategorie derselben
gemeinsam zu erlassenden Anordnung abzuerkenuen berufen sind . Demgemäß
hat auch die Einleitung von Strafamtshandluugen ans Grund erwähnter
Kundmachung zu unterbleiben.

Gründe:
Signale der in Rede stehenden Art stellen sich in gewerblichen Betricbs-

anlagen zweifellos als eine Einrichtung im Sinne des Z 26 der Gewerbe¬
ordnung dar , unterliegen daher , sofern sie nicht ohnedies schon einen Theil
wohlerworbener concreter Betriebsrechte bilden , nur beim Zntrefsen der im
Z 25 des letzteren Gesetzes angegebenen Voraussetzungen einer behördlichen
Genehmigung und dürfen demnach nur unter eben diesen Voraussetzungen,
über deren Vorhandensein aber gemäß dem III . Hauplstücke der Gewerbe¬
ordnung nur unter Bedachtuahmc ans die jeweilig in Betracht kommenden
örtlichen Verhältnisse , also nicht generell , sondern hinsichtlich jeder einzelnen
Betriebsanlage besonders und unter Wahrung des Justanzenzugcs von der
politischen und Gewerbebehörde zu entscheiden ist. untersagt werden . Keinesfalls
ist eine , selbst nur concrele Untersagung eines Schallsiguales statthaft , welches,
obwohl in der Nachbarschaft der betreffenden Betriebsaulage vernehmbar , als
Schädlichkeit wegen ungewöhnlichen Geräusches oder gcsnndheitsstöreuder Ein¬
flüsse nicht qualistcierbar ist. Dies umsoweniger , als der Zweck der hier maß¬
gebenden Gewerbeordnung nach de» Einleitnngsworten des kaiserlichen Patentes
vom 20 . December 1859 , N .-G .-Bl . Nr . 227 , nicht allein in der gleichmäßigen
Regelung , sondern auch in der möglichsten Erleichterung der gewerblichen Be¬
triebsamkeit besteht.

Nun verbietet die erwähnte Magistrats -Kundmachung , und noch dazu
allgemein für die Betriebsanlagen in Wien , unter Ignorierung der Rechte der
betreffenden Unternehmungen auf die instauzmäßige , dem Rechtsmittelzuge
unterliegende concrete Entscheidung der zu letzterer berufenen politischen und
Gewerbebehörde , schon die bloße Vernehmbarksit von Schallsignalen außerhalb
der Anlagen . Diese Kundmachung verstößt daher gegen bestehende Gesetze,
speciell gegen das III . Hauptstück der Gewerbeordnung . Sie stellt sich aber
auch, weil nur im selbständigen Wirkungskreise unter dem Titel der der Ge¬
meinde zustehenden Localpolizei erlassen , als eine Überschreitung dieses Wirkungs¬
kreises dar und ist daher auch aus diesem Grunde unhaltbar , weil sie eine
gewerbepolizeiliche , unter dem gesetzlichen Begriffe der der Gemeinde zustehenden
Localpolizei nicht jnbsnmierbaren Anordnung beinhaltet.

Die im Magistratsberichte vom 23 . Mai 1900 , Z . 67724 , versuchte Be¬
gründung der Competenzmäßigkeit mehrerwähnter Kundmachung durch die
Berufung ans Punkt 3 und 5 des Z 89 des Gemeindestatutes vom 19 . De¬
cember 1890 , L.-G .-Bl . Nr . 45 , beziehungsweise des Z 46 des Gcmeinde-
statntes vom 24 . März 1900 , L.-G .-Bl . Nr . 17, erscheint schon deshalb nicht
stichhältig , weil die in den eben bezogenen Gesktzesstellen normierte Gemeinde-
competenz gemäß Z 38 des früheren , beziehungsweise Z 45 des dermale»
geltenden Gemeindestatutes im Widerspruche mit den bestehenden Reichs - oder
Landesgesetzen und daher auch im Widerstreite mit der Gewerbeordnung nicht
geltend gemacht werden durfte , rllcksichtlich darf und weil speciell die der Ge¬
meinde in deren selbständigen Wirkungskreise Ankommende Gesnnddeitspolizei
zwar die im ß 8 des Gesetzes vom 30 . April 1870 . R .-G .-Bl . Nr . 68 , taxativ
aufgezählten Geschäfte , jedoch nicht unter das III . Hanptslück der Gewerbe¬
ordnung fallende Versügungen umfasst.

Gegen vorstehende Entscheidung ist der binnen vier Wochen , von dem
der Zustellung folgenden Tage an gerechnet , bei der k. k. Statthalterei in Wien
einznbringende Necnrs an das k. k Ministerium des Innern , jedoch , da es
sich um den im öffentlichen Interesse gelegenen Schutz gewerblicher Betriebe
vor ungesetzlichen Beanständnngeu handelt , ohne aufschiebende Wirkung zulässig.

Diese Entscheidung , von welcher von hier ans unter einem die Nieder¬
österreichische Handels - und Gewerbekammer in Wien , die k k. Wiener Polizei-
Direction und der k. k. Gewerbe -Oberinspector für den I . Aufsichtsbezirk in Wien
in Kenntnis gesetzt werden , ist entsprechend zu verlautbaren und speciell allen
jenen Parteien , welche gegen die gedachte Kundmachung Beschwerden oder
Einwendungen erhoben haben , sogleich vollinhaltlich mitzutheilen.

Die Beilagen des Berichtes des Wiener Magistrates vom 23 . Mai 190 'h
Z . 67724 , folgen sammt zwei weiteren , unmittelbar hierorts überreichten Be¬
schwerden im Gegenstände zur weitere » Veranlassung zurück.

1«.

(Fahrpreis -Ermäßigung bei Beförderung mittelloser
Kranker, Irrer und Siecher . )

Die k. k. n .-ö. Statthallerei hat mit Erlass vom 16 . Juni
1900 , Z . 36287 , dem Wiener Magistrate Nachstehendes zur
Kenntnis gebracht:

Das k. k. Eisenbahnministerium hat ans Anlass der Beschwerde einer
Gemeindevorstehung wegen Nichtgewährnng der 50percentigen Fahrpreis-
Ermäßigung für die Beförderung eines Geisteskranken auf Gemeindekosten
seitens ^ einer k. k. Staatsbahn -Direction mittels Zuschrift vom 15 . März 1900,
Z . 60703 sx 1899 , dem k. k. Ministerium des Innern mitgetheilt , dass in
Hinkunft die mit dem Erlasse des Ministeriums des Innern vom 7. Febrnar
1888 , Z . 2054 , verlantbarte 50percentige Fahrpreis -Ermäßigung bei Be¬
förderung mittelloser Kranker , Irrer oder Siecher und deren Begleiter auf
den k. k. Staatsbahnen in der III . Wagenclasse über jeweiliges , die Armut
der zu befördernden Personen in legaler Weise nachweisendes Ansuchen der
betreffenden Ämter , Behörden oder Anstalten nur dann einzutreten hat , wenn
die Fahrgebüren von der begünstigten Person selbst getragen werden müssen.

Demgemäß ist fortan die Inanspruchnahme dieser Begünstigung in jenen
Fällen ausgeschlossen , in welchen der Transport der genannten Person ans
Landes - oder Gemeindekosten erfolgt.

Die Gewährung solcher Begünstigungen im Rückoergütnngswege ist
unbedingt ausgeschlossen.

Hievon wird der Wiener Magistrat infolge Erlasses des k. k. Ministeriums
des Innern vom 10 . April >900 , Z . 9637 , und mit Beziehung ans die h. o.
Erlässe vom 16 . Februar 1888 , Z . 8116 , und vom 30 . Juni 1891 , Z . 34300,
in Kenntnis gesetzt.

17 .
(Ansdehnnng der Thätigkeit des k. k. Gewerbe-
Jnspectorates auf einzelne Anstalten der Gemeinde

Wien .)
Die k. k n . ö Statthallerei hat mit Erlass vom 20 . Juni

1900 , Z . 46745 (M .-Z . 82025/VII ). dem Wiener Magistrate
die Abschrift ihres an das k. k. Gewerbe Jnspectorat für den
Polizeirayon Wien gerichteten Erlasses gleichen Datums und Zahl
zur Kenntnisnahme übermittelt . Letzterer lautet:
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Über die mit Bericht vom 1. Mai 1896 . Z , 2054 , gestellte Bitte um
eine Weisung , inwiefern sich die Thätigkeit des k. k. Gewerbe -Jnspcctorates
auf die städtischen Anstalten in Wien zu erstrecken haben wird , beziehungsweise
welche von ihnen als gewerbliche Unternehmungen im Sinne des Z 2 des
Gesetzes vom 17 . Juni 1883 , R .- G .- Bl . Nr . 117 , anznsehen sind , wild dem
k. k. Gewerbe -Jnspectorate Folgendes eröffnet:

Von den in Betracht kommenden städtischen Anstalten sind:
1. die Kaiser Franz Josef -Wasserleitung oder Hochqiiellenleitnng;
2 . die städtischen Schlachthäuser;
3 . die städtischln Volksbäder;
4 . die übrigen städtischen Badeanstalten mit Ausnahme des sogenannten

Hütteldorfer Bades , endlich
5 . die elektrische Beleuchtungsanlage im Wiener Nachhause jedenfalls

nicht als gewerbliche Unternehmungen anznsehen , und hat sich daher die
Thätigkeit des k. k. Gewerbe -Jnspcctorates ans diese Anstalten nicht zu
erstrecken.

Den Organen des k. k. Gewerbe -Jnspcctorates ist der Besuch dieser
Anstalten übrigens zu Sludienzwecken gegen vorherige Einholung der Zu¬
stimmung der Magistrats -Dircctwn anstandslos gestaltet ; nur hätten sich
dieselben bei diesem Anlasse solcher Äußerungen zu enthalten , welche keim
städtischen Personale die Anschauung hervorrnfen könnten , als wären die Be¬
stimmungen des VI . Hauptstückes der Genurbeordnung ans die vorangeführtcn
städtischen Betriebe ( ohne gewerblichen Charakter ) anwendbar.

Dagegen sind:
1. das sogenannte Hütteldorfer Bad und
2 . das städtische Gaswerk

als „ geiverbliche " Unternehmungen anznsehen , ans welche sich gemäß Z 2 des
bezüglichen Gesetzes die Thätigkeit des Gewerbe -Jnspectols zu ei strecken hat.

Hievon wird unter einem auch der Wiener Magistrat in Kenntnis gesetzt.

18 .

(K . k. Stkner -Administrativn für den > >. und
XX . Bezirk in Wie » . )

Verordnung des Finanzministeriums vom 30 . Juni 1900,
betreffend die geänderte Bezeichnung der Steuer -Administration für
den II . Bezirk in Wien:

Im Hinblicke auf die durch Artikel IV der Eingangsbestimmungen und
Z 2 des niederösterreichischen Landesgcsetzes vom 24 . März 1! 00 , L.- G .-Bl.
Nr . 17 , erfolgte Theilung des bestandenen II . Wiener Gcmcindebezirkcs in
zwei Gemeindebezirkc , und zwar i» den II . Bezirk , Leopoldstadt , und den
XX . Bezirk , Brigittenau , hat die bisherige Steuer -Administration für den
II . Bezirk in Wien fortan als Steuerbehörde I . Instanz für den II . und den
XX . Bezirk zu fungiere » .

Dementsprechend hat ihre Bezeichnung künftighin „K . k. Steuer -Ad¬
ministration für den II . und XX . Bezirk in Wien ' zu lauten.

Im übrigen bleibt der territoriale Amtsbereich , der Wirkungskreis und
der Standort dieser Steuerbehöide unverändert.

IN.

(Öffentliche Sammlungen .)
Die k. k. n .-ö. Statthalter « hat laut Erlasses vom 30 . Mai 1900,

. Z . 48500 , dem Comitö zur Erbauung eines St . Elisabeth-
Kirchleins auf  d e in H o ch s ch n e e b e r g , mit dem Sitze in Wien,
III ., Gemeindehaus , die erbetene Bewilligung zur Sammlnng milder Spenden
zu dem gedachten Zwecke in dem Kronlaude Nieder österreich ans die Dauer
eines weiteren Jahres und mit Ausschluss der Sammlung von Hans zu Haus
zu erlheilen.

Hievon wird die k. k. Polizei -Direction in Erledigung des Berichtes vom
21 . April 1900 , Z . 32465/A . B ., zur weiteren Veranlassung in die Kenntnis
gesetzt. (M .-Z . 75961 III .)

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 18 . Juni 1900,
Z . 53779 , dem Vereine „ K i n d c r b e w a h r a n st a l t in S i m m e r i n g"
die Bewilligung errhcilt , in den Monaten Juni , Juli , August , September niid
Oktober 1900 im Erzherzogthnme Österreich unter der Enns eine Sammlung
milder Spenden zu Vereinszweckcn bei bekannten Wohlthätern , jedoch nicht
von Hans zu Haus , sowie mit Ausschluss der öffentlichen Behörden nnd
Ämter veranstalten zu dürfen . (M .-Z . 80657/III .)

Die k. k. n .- ö. Statthalter « hat mit dem Erlasse vom 28 . Juni 1900,
Z . 55439 , dem Vereine zur Ausspeisung armer Schul¬
kinder  i m III . W i e n e r G e m e i n d e b e z i r ke die Bewilligung eitheilt,
in Wien , sowie in den politischen Bezirken Hietzing -Umgebung , Mödling und
Bad -ii eine Sammlung milder Spenden für Bereinszwecke bei bekannten
Wohlthätern , jedoch mit Ausschluss der Sammlung von Hans zu Haus , sowie
nicht bei öffentlichen Behörden und Ämtern in der Dauer von sechs Monaten,
d. i . vom 1. Juli bis 31 . Dccember 1800 veranstalten zu dürfen . (M .-Z.
84L75/III .)

Die k. k. Statthalterei in Wien hat mit dem Erlasse vom 30 . Juni 1800,
Z . 57228 , der C o n g r e g a t i o n der O r d e n s f r au e n vom heiligsten
Herzen Jesu in Pola  die Bewilligung ertheilt , im Laufe des Jahres
1900 « ne Sammlung freiwilliger Spenden zur Unterstützung des Baues eines
Waisenhauses in Pola bei bekannten Wohlthätern , jedoch nichj von Hans zu
Haus , sowie mit Ausschluss der öffentlichen Behörden und Ämter im Erz-
herzogthume Niederösterreich veranstalten zu dürfen . (M .-Z . 84276/III .)

II. RtMMllwlu'llimmlllUM.
StMialh:

2 «.

(In de» dem Stadtrathc vorz, »lege, »den Plänen , die
sich ans Ballführungen beziehen , durch welche Garten-
aulagen betroffen werden , sind die Details der letzteren

(Ban, » reihen re.) einzuzeichnen . )
Der Stadtrath hat anlässtich eines besonderen Falles den Magistrat zu¬

folge Bischlnsscs vom II . Juli 1900 , Z . 7780 (M .-Z . 42357/V ) , beauftragt,
bei Vorlage von Plänen , betreffend Herstellungen , Ballführungen n . dg l - durch
welche Garteuanlagen und Bauinpflanzungcn entweder unmittelbar berührt,
oder durch die Nähe derartiger Herstellungen rc. wenigstens mittelbar be.
eiuflnsst werden können , die Eiuzcichuung der Gartenanlagen nnd Banm-
reihen in die bezüglichen Pläne vor deren Vorlage an den Stadlrath zu ver¬
anlassen . _

ZliaMiat:
21 .

(Gemeinsames Vorgehen der städtischen Organe bei
Alntshandlnttgen in städtischen Anstalten n. dgl . )

Magistrats -Dirrctor Tachau Hut mit Erlass vom 19. Juni
1900 , M .-D .-Z . 1266 , Nachstehendes angcordnet:

Es wurde die Wahrnehmung gemacht , dass die städtischen Ämter nicht
immer im Einvernehmen miteinander Vorgehen , woraus sich mannigfache
Unzukömmlichkeiten ergeben.

Ich finde demnach anzuordnen , dass in allen Fällen , in welchen , sei cs
in Angelegenheiten des selbständigen Wirkungskreises der Gemeinde , sei es
in Angelegenheiten des der Gemeinde übertragenen Wirkungskreises oder der
politischen Verwaltung von Organen des Magistrates in anderen städtischen
Ämtern , in städtischen Anstalten oder in von der Gemeinde Wien betriebenen Unter¬
nehmungen (städtische Gaswerke , Lagerhaus ), eine Erhebung oder sonstige Amts¬
handlung vorgenommeu werden muss , das Einvernehmen mit dem Leiter des
betreffenden Amtes der Anstalt oder Unternehmung zu Pflegen ist, um diesen
die Mitwirkung bei der Amtshandlung zu ermöglichen , beziehungsweise ihn in
die Lage zu setzen, die etwa erforderlichen Aufklärung « ! vor Erlassung einer Ver¬
fügung zu erlheilen.

Hievon werden Euer Wohlgeboren zur Kenntnisnahme und weiteren Ver¬
anlassung verständigt.

22 .
(Gerichtsbescheide über Grnndab - nnd

Zuschreibllllgen . )
Magistrats -Director Tachau hat mit Erlass vom 21 . Juni

1900 , M .-D .-Z . 1365 , Nachstehendes ungeordnet:
In Abänderung des Normales vom 2l . April 1894 , M .-D .-Z . 516

(abgedruckt im Magistrats -Verorduungsblatte vom Jahre 1894 , VIII , Seite 51 ),
werden die Herren Bezirksamtsleiter hiemit angewiesen , die an die magi¬
stratischen Bezirksämter gelangenden Gerichtsbescheide über Grnnd -Ab - und
Zuschreibungen , aus deren Texte nicht hervorgeht , dass ein Pare des Ge¬
richtsbescheides der Gemeinde Wien , zu Händen des Herrn Bürgermeisters
oder dem Wiener Magistrate zugestellt wurde , in Hinkunft nicht mehr dem
Gemeinderaths - Präsidium , sondern dem Magistrate , Departement I , vor-
znlegen.

(Verzeichnis der in»Neichsgesetzblatte nnd imLandes-
gesetzblatte für Österreich nnter der Enns im Jahre

IN « « publicierten Gesetze nnd Verordlinngen .)
L,. Reichsgeschblalt.

Nr . 88 . Kundmachung des Handelsministeriums
vom 12 . Mai 1900 , betreffend die Zulassung einer Hängebahnwagc
(System Schember ) zur Aichnng und Stempelung.

Nr . 8 « . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 16 . Mai 1900 , betreffend die Erstreckung des Bauvollendungs-
termincs für die Localbahn von Gmünd nach Lilschan mit Abzweigung von
Alt -Nagelberg nach Heidenreichstein.

Nr . « « . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 16 . Mai 1900 , betreffend die Erstreckung des Bauvollendnngs-
Termines für die Localbahn Winteiberg — Wallern.
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Nr . 81 . Erlass des Finanzministeriums vom
22 . Mai 1900 , betreffend das Maß der Sicherstellung für die richtige
Einzahlung des Bomficationsrückersatzes bei der Znckeranssnhr in der Betriebs¬
periode 1800/1801.

Nr . 82 . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 23 . Mai 1900 , betreffend die Concessioniernng eines Netzes
von mit elektrischer Kraft zu betreibenden schmalspurigen Kleinbahnen in
Krakau.

Nr . 83 . Kundmachung des Eisen bahn minister in ms
vom 25 . Mai 1900 , betreffend die Fristerstreckung für die Bctriebs-
eröfsnung der Localbahn Stankau — Bischof -Teinitz — Ronsperg.

Nr . 84 . Verordnung der Ministerien des Innern,
des Handels und der Finanzen vom 9 . Juni 1900,

betreffend die Ausdehnung des Verbotes der Ein - und Durchfuhr gewisser
Waren und Gegenstände aus Ägypten vom 7 . Mai 1900 , R .-G .-Bl . Nr . 81,
auf Smyrna und das Vilajet Aidin in Kleinasien.

Nr . 85 . Verordnung des Ministeriums des Innern
Vom 6 . Juni 1900 , betreffend den Nachtrag zur Arzneitaxe für
das Jahr 1800.

Nr . 86 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 9 . Juni 1900 , betreffend die Erinächlignng des k. k. Hanpt-
zollamtcs II . Claffe in Sebenico zur Austrittsbehandlnng von Zucker.

Nr . 87 . Verordnung des Finanzministeriums vom
18 . Juni 1900 , womit in Vollziehung des Artikels IX, Z. 3 des
Gesetzes von , 25 . October 1896 , R . -G .-Bl . Nc . 220 , für das Jahr 1900 die
Höhe des Nachlasses an der Grund - und Gebäudesteuer , dann die Ermäßigung
der Erwerbstener -Hauptsumme festgesetzt wird.

Nr . 88 . Allerhöchstes Handschreiben vom 27 . Juni
1900 , betreffend das Verhältnis, in welchem die im Reichsrathe vertretenen
Königreiche und Länder in der Zeit vom I . Juli 1900 bis 30 . Juni 1901 zu
den Kosten der gemeinsamen Angelegenheiten bcizutragen haben.

Nr . 88 . Kaiserliche Verordnung vom 24 . Juni
1900 , betreffend die Forterhebung der Steuern und Abgaben, sowie die
Bestreitung des Staatsanswaudes iu der Zeit vom 1 . Juli bis Ende December
1900.

Nr . 108 . Kaiserliche Verordnung vom 24 . Juni
1900 , betreffend die Verlängerung der durch das Gesetz vom 23. Juni 1895,
R .- G .-Bl . Nr . 88 , gewährten Steuerbegünstigungen für die durch das Erd¬
beben 1895 beschädigten Gebäude im Gebiete der Stadtgemeinde Laibach und
in den durch das Erdbeben betroffenen Bezirken von Krain und Steiermark.

Nr . 181 . Kaiserliche Verordnung vom 25 . Juni
1900 , betreffend Gebürenbegünstignngen für die durch Bergabrntschnngen
betroffene Gemeinde Klappai.

Nr . 182 . Kaiserliche Verordnung vom 28 . Juni
1900 , betreffend den Betrag und die Verwendung der dem staatlichen
Meliorationsfonde im Jahre I960 aus Staatsmitteln zuznführeuden Dotation.

Nr . 183 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 22 . Juni 1900 , betreffend die Ermächtigung des k. k. Neben¬
zollamtes I . Claffe in Pinswang zur Abfertigung von voraus - und nach-
gescndeten Reise - Effecten.

Nr . 184 . Verordnung dcs Eisenbahnministers vom
3 . Juli 1900 , betreffend die Abänderung und Ergänzung einiger Be¬
stimmungen des mit Verordnung vom 10 . December 1892 , R .-G .-Bl . Nr . 207,
mit Wirksamkeit vom I . Jänner 1893 eingeführten Betriebsreglements für die
Eisenbahnen der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder.

Nr . 18S . Verordnung des Justizministeriums vom
25 . Juni 1900 , betreffend die Zuweisung der Gemeinde Ebersdors
an der Zaya zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Mistelbach.

Nr . 186 . Verordnung des Ministeriums für Landes-
vertheidignng vom 26 . Juni 1900 , betreffend die Berichtigung
der Landsturm -Meldevoischrift für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche
und Länder , mit Ausnahme von Tirol und Vorarlberg.

Nr . 187 . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 28 . Juni I 900 , betreffend die Erstreckung des Bauvollendungs-
Termines für die Linie „Gricsplatz — Central -Friedhof " der Grazer Tramway-
Gesellschaft.

Nr . 188 . Erlass des Ministeriums für Cnltus
und Unterricht vom 29 . Juni 1900 , betreffend die Umwandlung
der Kunstschule in Krakau in eine Kunstakademie ans Grund des geänderten
Statutes für dieselbe.

Nr . 188 . Verordnung des Finanzministeriums vom
30 . Juni 1900 , betreffend die geänderte Bezeichnung der Slener-
Administration für den II . Bezirk in Wien . *)

Nr . 118 . Verordnung des Justizministers im
Einvernehmen mit den Ministern des Innern , des
Handels und der Finanzen vom 1. Juli 1900 , betreffend
die Errichtung eines Gewerbegerichtes in Prag.

6 . Lnndcsgesehlilatt.
Nr . 25 . Kundmachung des k. k. Statthalters im

Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 4 . Juni
1900 , Z . 51217 , betreffend die Einhebung der Landesfondsnmlagen
für die Zeit vom 1. Mai bis einschließlich 31 . October 1900.

Nr . 26 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 7 . Juni
1900 , Z . 49969 , betreffend die der Gemeinde Gloggnitz ertheilte Be¬
willigung zur Einhebnng von C-rnaleinmündungsgebüren.

Nr . 27 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 11 . Juni
1900 , Z . 53087 , betreffend die der Gemeinde Krems ertheilte Be¬
willigung zur Einhebung von 6 k von jeder Mietzinskrone für die Zeit vom
I . Jänner 1900 bis 31 . December 1901.

Nr. 28 . Kundmachung des k. k Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 11 . Juni
1900 , Z . 53088 , betreffend die der Gemeinde Kaltenlentgcben ertheilte
Bewilligung zur Einhebung einer Mietzinsauflage von 6 ü von jeder Krone
des richtiggcstellten Mietzinses in der Gemeinde für die Zeit von 1900 bis
Ende 1905.

Nr . 28 . Gesetz vom 20 . Juni 1900 , wirksam für das
Erzherzogthum Österreich unter der Enns , womit der Reichshaupt - und
Residenzstadt Wien die Ausnahme einer schwebenden Schuld von 12,000 .000 X
bewilligt wird.

Nr . 38 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 16 . Juni
1900 , Z . 53089 , betreffend die der Gemeinde Wien ertheilte Be¬
willigung zum Verkaufe mehrerer städtischer Gründe im XV . Wiener Gemeinde-
bezirke.

Nr . 31 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 23 . Juni
1900 , Z . 55601 , betreffend die vom Wiener Magistrate erlassene und
von der k. k. n .- ö. Statthallerei mit dem Erlasse vom 24 . Mai 1900,
Z . 44599 , genehmigte Todtenbeschan -Ordnnng für die k. k. Neichshaupt - und
Residenzstadt Wien.

Nr. 32 . Gesetz vom 15. Juni 1900, wiiksam für das
Erzherzogthum Österreich unter der Enns , womit die Anwendung des Landes¬
gesetzes vom 30 . December 1882 , L.- G .-Vl . Nr . 69 , aus die Nicdcrösterrcichische
Landes -Brandschadenversicherungsanstalt geregelt wird.

Nr . 33 . Kundmachung der k. k. n -ö. Finanz-
Landes -Directio » vom 30 . Juni 1900 , Z . 41199 , be¬
treffend die Termine zur Einzahlung der directen Steuern in III . Quartale 1900.

*) Erscheint i» dieser Nummer der „Verordnungen !c." vollinhaltlich ausgenommen.
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